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O. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 
52. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (18. Mai). 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find mäßig beſetzt. Am Miniſter⸗ 
tiſch die Reg.⸗Commiſſare Geh.⸗R. Bitter, Pape und Delbrück. 

Vor der Tagesordnung erhält das Wort der Abg. Graf Renard: Der 
Abg. Waldeck hat in der Sitzung vom 4. Mai, in der ich nicht anweſend 
war, von Reactionären geſprochen, die im Jahre 1848 ins Waſſer gefallen 
ſeien, die ſich „Bürger Renard“ und anders genannt. Hr. Waldeck bal auf 
Befragen geantwortet, er habe die Aeußerung nicht aus eigener Wiſſenſchaft, 
ſondern dem Vortrage eines Redners aus einer früheren Sitzung a 
Hauſes entnommen, Es iſt mir indifferent, von wem die quäſtionirte Aeuße⸗ 
rung originirt, die Thatſache ſelbſt erkläre ich für eine Lüge. — Ferner er⸗ 
hält das Wort der 

Abg. Großmann: Der ſtenographiſche Bericht hat mich bei des nament- 
lichen Abſtimmung am Sonnabend (Gebäudeſteuer) unter die Fehlenden ges 
ſetzt, während ich anweſend war und mit „Ja“ geſtimmt habe. 
uberhaupt noch nie in einer Sitzung gefehlt. 

Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Interpellation des Abg. 
Schulze (Berlin), ob die Regierung noch im Laufe dieſer Seſſion die Ge⸗ 
ſetzesvorlage wegen Regelung der privatrechtlichen Stellung der Erwerb⸗ u. 
Wirthſchafts⸗Genoſſenſchaften einzubringen gedenke? — Der ir 
Delbrück erklärt für den abweſenden Handelsminiſter, daß derſelbe die In⸗ 
terpellation im Laufe der nächſten Woche beantworten werde. - 

Der zweite Gegenſtand der Tagesordnung iſt der mündliche Bericht des 
Abg. v. Unruh als Referent der Handelscommiſſion, betreffend den Fort⸗ 

ang des Baues und die Ergebniſſe des Betriebs der preuß. Staats⸗Eiſen⸗ 

Bahnen im Jahre 1864. Der Referent beantragt, das Haus wolle die vor⸗ 

2 — 5 unter Anerkennung der gewonnenen Reſultate für er⸗ 
igt erachten. 

bg. Großmann bedauert mit Bezug auf die Schleſiſche Gebirgsbahn, 

daß die Strecke von Hirſchberg nach Waldenburg noch fo 5 im Mactan 

N daß ihre Fertigſtellung ſich noch um zwei volle Jahre verzögern 

Reg. Commiſſar Geh. Rath Koch: Nach dem für die Schleſiſche Gebirgs⸗ 
bahn entworfenen Dispoſitionsplan ſei zunächſt der Bau der Strecke von 
Kohlfurt bis Lauban wünſchenswerth geweſen. Die gleichzeitige Inangriff⸗ 
nahme beider Bahnſtrecken würde die Koſten übermäßig erhöht haben, während 
der frühere Bau der Strecke von Hirſchberg nach Waldenburg wegen des 
mangelnden Abſatzes der niederſchleſiſchen Kohlen unzweckmäßig geweſen wäre. 

— „Antrag des Referenten Abg. v. Unruh wird einſtimmig an⸗ 
genommen. 

Dritter Gegenſtand der Tages⸗Ordnung iſt der Bericht der Commiſſion 
für Finanzen und Zölle, über den Antrag des Abg. v. Benda, in Betre 
der Uebernahme der Grundſteuer⸗Regulirungskoſten auf die Staatskaſſe fol: 
gendes Geſetz zu beſchließen: 

„Sl Der 8 6 Alinea 2 des Geſetzes vom 21. Mai 1861, die anders 
weite Regulirung der Grundsteuer betreffend, wird aufgehoben. § 2. Die für 
die Grundſteuer⸗Regulirung nach der eben gedachten Geſetzesvorſchrift veraus⸗ 
gabten, oder noch m verausgabenden Koſten werden auf die Stantskafle übers 
nommen. $ 3. Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes 
beauftragt, ($ 6 Alinea 2 des Geſetzes vom 21. Mai 1861 lautet: „Die 
durch die Ausführung entſtehenden Koſten ſind, ſo weit ſie auf die beiden weſt⸗ 
lichen Propinzen treffen, von dieſen, ſo weit ſie auf die ſechs öſtlichen Pro⸗ 
vinzen treffen, von den letzteren 1 Einſtweilen ſind ſämmtliche 
Koſten aus der Staatskaſſe vorzuſchießen und dieſelben nach Vollendung des 
Abſchätzungswerkes in mäßigen Jahresraten allmählich wieder zuzuführen.“) 

Die Commiſſion hat dem Haufe die Annahme des vorſtehenden Geſetz⸗ 
38 Ein len. \ * m 1 

e enſperger hat dazu folgendes mendement geſtellt: 
„Das Haus der a wolle beschließen, dem § 2 (des Po 
wurfs) folgenden Zuſatz zu geben: Der den beiden weſtlichen Provinzen nach 
8 6 Alinea 2 des Geſetzes vom 21. Mai 1861 im Verhältniß zur Reparti⸗ 
tion der Koſten auf die geſammte Monarchie betreffende Minderbetrag der 
Koften wird denſelben auf das Grundſteuer⸗Contingent von 1866 gut geſchrieben.“ 

Die General⸗Debatte wird eröffnet. 

Abg. Graf Wartensleben: M. H.! Es iſt eine bekannte Sache, 
daß, wenn in Japan Jemand zu Tode verurtheilt wird, ſo ſchickt ihm die 
Regierung ein Schwert umſonſt, um ſich damit ums Leben zu bringen Hier 
in Preußen findet das freilich nicht ſtatt; hier ſagt man uns blos, wie es 
mit dem Grundſteuergeſetz geſchehen iſt: ich nehme Dir von Geſetzes wegen 
ein Recht, aber Du mußt auch noch die Koſten tragen. (Heiterkeit) M. 8. 
Wenn es ſich um ein neu zu berathendes Geſetz handelte, jo würde ich da 
gegen ſtimmen, daß dem Grundbeſitzer auch noch die Koſten auferlegt 
werden ſollen. 

So aber handelt es ſich gegenwärtig um ein vollendet vorliegendes Ges 
ſetz; die Koſten der Veranlagung find aus dem Staatsſchatze gezahlt wor⸗ 
ben, und es müßte eine Aenderung des Geſetzes über den Staaksſchatz ſelbſt 
beſchloſſen werden, wenn man ihm die Wiedererſtattung der Koſten entziehen 
wollte. Dann ſcheint es mir auch, daß die Koſten ſchon um deshalb nicht 
dem Staatsſchaß zur Laſt gelegt werden dürfen, weil dies eine ungerechifer⸗ 
tigte Härte gegen die Bauern und kleinen Grundeigenthümer ſein würde, 
die ihren Theil getragen haben, und die alſo, wenn die großen Grundbe⸗ 
figer nun frei ausgeben follten, ſich nicht unerheblich berachtheiligt ſähen. 
— der Antragſteller auch dieſe Koſten der kleinen Eigenthümer in ſeinen 

ntrag hineingezogen, fo würde ich eher dafür ſtimmen können, als jetzt, 
da nur die großen Grundeigenthümer von dem Antrage Vortheil ziehen 
or Wenn derſelbe im Uebrigen in früherer Zeit, als der Conflict zwi⸗ 

chen der Regierung und der Majorität noch nicht in der jetzigen Schärfe 
beſtanden hat, eingebracht worden wäre, ſo würde man ihm mit Unbefan⸗ 
genheit gegenüber ſtehen konnen; fo aber iſt dieſer Antrag äußerſt unzeitge⸗ 
mäß, weil er faft den Anſchein hat, als ob er auch dazu dienen follte, zu 
den übrigen Maßregeln, durch welche die Majorität der Meutieeg all und 
jede Mittel zu entziehen ſucht, die Entziehung des Staatsſchatzes hinzuzufü⸗ 
gen. Schließlich muß ich bemerken, daß ich eigentlich nicht begreifen lung, 
wie dieſenigen Herren, welche das Grundſteuergeſetz zu Stande gebracht ha⸗ 

„ſchon wiever daran denken können, es abzuändern. Mit Abänderungen 
bon Geſetzen ſollte man nicht fo leicht umgehen. Die Herren hätten den 

punkt früher in Erwägung ziehen De. und ſich nicht dadurch täu⸗ 
ſchen laſſen dürfen, daß ihnen damals die liberalen Miniſter ſagten, die 
Koſten würden blos 3 Millionen Thaler betragen. An dem Beiſpiele der 
rheinischen Kataſtrirung konnte man ja gleich ſehen, daß die Veranlagungs⸗ 
koſten nothwendig viel höher ſich ſtellen mußten. 0 

5 eichenſperger (ſchwer verſtändlich): Daß die Erhaltung des 
Staatsſchatzes nothwendig fein fol, kann ich nicht zugeben; im Gegent eil, 
ich finde es nicht ratbſam, daß etwa 20 Millionen nutzlos liegen bieder 
follen, bloß in der Vorausſetzung, daß man für irgend welche Actionen ber 
reite Mittel habe, und ich glaube, daß die Regierung ſelbſt es einjeben muß, 
wie fie genöthigt fein wird. in ſolchen Momenten ſtets auf vie Kräfte des 
Landes recurriren I müſſen. Ich bin nun der Meinung, daß die bereiten 
Mittel des Staatsſchatzes entweder zur Schuldentilgung, oder zur Ermäßi⸗ 

ung der Steuerlaſten verwendet werden follen, Wenn aber das letztere der 
all ſein joll, fo können doch nur diejenigen Ermäßigungen an Laſten eins 
treten, welche für die nothwendigſten gehalten werden, und da muß ich denn 
doch darauf aufmerkſam machen, daß der Generalbericht der Budget⸗Commiſ⸗ 
ſion, welcher die Bedürfniſſe und Laften jo gründlich erörtert hat, ganz ans 
dere Ermäßigungen als nothwendig bezeichnet hat, fo daß das Haus, ohne 
in einen flagranten Widerſpruch mit ſich felbft zu treten, unmöglich beſchlie⸗ 
ßen kann, heute dieſe eine Abgabe abzuſchaffen, und die Koſten der Veran⸗ 
lagung auf den Staatsſchatz abzuwälzen. — Wenn aber trotzdem die Majo- 
rität beſchließen follte, den Antrag des Abg. v. Benda anzunehmen, jo 
würde die einfache Pflicht der Gerechtigkeit es gebieten, auch meinem Amende⸗ 
ment zuzuſtimmen. Wenn die Koſten auf den Stäatsſ baz übernommen 
werden ſollen, fo findet Aewiſſermaßen eine Vertbeilune des Staatsſchatzes 
unter diejenigen ftatt, welche die Koſten aufbringen follten, und da meine ich, 
Marian * AS kr M. . omen. Ben 
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ſollen die Koſten für die Grundſteuer- Veranlagung nich von denen beſtritten 
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werden, welche durch das Geſetz von 1861 dazu verpflichtet ſind, ſondern 
vom Staatsſchatz, das heißt mit anderen Worten, die Koſten, welche die 
Grundbeſitzer geſetzlich tragen müſſen, ſollen abgewälzt werden auf die All⸗ 
gemeinheit, auf die anderen Klaſſen. Das finde ich nicht gerechtfertigt, dazu 
ſollten am wenigſtens wir die Hand bieten. Die geſetzgebende Gewalt übt 
allerdings eine Omnipotenz, und es unterliegt keinem Zweifel, daß wir de⸗ 
rechtigt ſind, ein Geſetz zu votiren, durch welches wir dieſe Koſten auf den 
Staaksſchatz abwälzen können, aber hüten wir uns, ein ſolches Präcedenz zu 
ſchaffen, das meiner Anſicht nach nie geſchaffen werden ſoll, weil es die 
Rechtsprinzipien alterirt. Ich meines Theils werde ſowohl gegen den Anı 


ft. trag v. Benda, als gegen das Amendement Reichenſperger ſtimmen. 


Abg. v. Kirchmann: Ich will nur gegen den Abg. Reichenſperger bes 
merken, daß, wenn es ſich um eine Steuer handelte, ich gegen die Gründe, 
die er angeführt hat, nichts einwenden würde, aber es iſt ein großer Un⸗ 
terſchied, daß wir es eben nicht mit einer Steuer, oder mit einer Vertheilung 
des Staatsſchatzes unter die Provinzen, ſondern mit den Koſten der Veran⸗ 
lagung einer Steuer zu thun haben, die ihrem Grundprinzip nach ungerecht 
ind. Wenn man dies bei der Votirung des Geſetzes ſelbſt überſehen hat, 
ſo ift kein Grund vorhanden, auf dieſen Fehler nicht jetzt zurlickzukommen 
und ihn wieder gut zu machen. Was die Gerechtigkeit gegen die Rheinpro⸗ 
binz anbetrifft, jo iſt es anerkannt, daß dieſelbe vielleicht am beſten fortge⸗ 
kommen iſt, und wenn wir Ungerechtigkeiten repariren wollen, fo haben wir 
doch keine Veranlaſſung, ſie dafür, daß ſie beſſer fortgekommen, als andere, 
noch beſonders zu belohnen. Ich werde gegen das Amendement Reichen⸗ 
Iperger ſtimmen. N 

Abg. v. Mitſchke⸗Collande: M. H.! Ich befinde mich eigentlich in 
einer eigenthümlichen Lage. Mae babe ich gegen die Grund» und Ge 
bäudeſteuer geſtimmt und vielfach dagegen geſprochen. Nun muß ich mich 
doch gegen den Antrag des Abg. v. Benda erklären, obſchon ich bedauere, 
daß mich mein Princip verpflichtet, dies zu thun. H.! Es iſt bekannt, 
daß das Herrenhaus, als es die Grundſteuer votirte, angenommen hat, die 
Grund⸗ und Gebäudeſteuer werde dazu verwendet werden, um die Koſten der 
Armeereorganiſation zu decken. Nun haben wir die Grund⸗ und Gebäude⸗ 
ſteuer, aber die Reorganiſation der Armee iſt noch immer offene Frage. Die 
Majorität macht von ihrem Rechte, die Staats ⸗ Einnahmen zu beſchränken, 
Gebrauch, ſoweit dies überhaupt möglich ift; ja fie geht ſelbſt über die Mög⸗ 
lichkeit hinaus. Die Regierung kann nicht umhin, ſtreng feſtzuhalten an 
allen Einnahmen, die ihr geſetzlich zuſtehen, und zu dieſen gehören auch die 
aus dem Staatsſchatze vorgeſchoſſenen Koſten für die Veranlagung der 
Grund» und Gebäudeſteuer. M. H.! Ich glaube, daß Jeder von uns, der 
die Angriffe der Majorität auf die Armeereorganiſation nicht theilt, oder 
auch nur theilweiſe nicht theilt, für den Antrag v. Benda nicht ſtimmen kann. 
Ich glaube aber auch, daß die Staatsregierung darauf Bedacht nehmen wird, 
mit der Einziehung der Steuer jo ſchonend als möglich zu Werke zu gehen, 
und ich ſpreche außerdem die Hoffnung aus, daß ſie, wenn der zwiſchen ihr 
und der * —— ſchwebende Conflict gehoben ſein wird, wenigſtens einen 
Theil der Koſten für die Grundſteuer » Veranlagung auf ihre Schultern 
nehmen möchte, . 

Abg. v. d. Heydt: Wenn wir einen Blick auf die ſehr lebhaften Ver⸗ 
handlungen bei Berathung und Annahme dieſes Steuergeſetzes werfen, fo 
müſſen wir uns doch fragen, welche veränderte Umſtände feit jener Zeit ein⸗ 
getreten find, die eine ſolche Abänderung der damals gefaßten Beihlüffe rechtferti⸗ 
gen können. Ich meinerſeits halte das Grundſteuergeſetz 21 o wichtig, für 
ſo ſegensreich, daß ich ohne die dringendſte Nothwendigkeit von keiner Seite 
daran gerüttelt ſehen möchte. Der Antra von heute wurde uns ſchon da⸗ 
mals, unterſtützt mit all' den heute angeführten Gründen, eingebracht, doch 
ward er vom Haufe mit großer Majorität abgelehnt. Wenn der Umftand 
als Hauptargument für den Antrag 1 gemacht wird, daß die Veran⸗ 
ſchlagungskoſten ſtatt der erwarteten 3 Millionen, 7 Millionen betragen, ſo 
iſt darauf zu erwidern, daß ſchon im Jahre 1861 ziemlich allgemein die An⸗ 
nahme ge errſcht hat, jene Summe ſei viel zu gering angeſetzt; ich felbit 
habe das damals 8 und die Regierung hat um die Mitte des 
Free 1862 eine Denkſchrift vorgelegt, worin nachgewieſen wurde, daß jene 

umme bereits überſchritten ſei und ſich mindeſtens auf die doppelte Höhe 
der früher angeſetzten b werde. Damals aber war der Beſtand des 
Staatsſchatzes ein doppelt ſo großer, wie gegenwärtig, und dennoch ward 
damals von keiner Seite des Hauſes ein Antrag auf Abänderung des 
Steuergeſetzes geſtellt. — Wenn auf eine Aeußerung des damaligen Finanz: 
Miniſters im Herrenhauſe hingewieſen worden ift, jo kann ich darin eine 
Verpflichtung für die Regierung, auf dieſe Veranſchlagungskoſten zu verzich⸗ 
ten, durchaus nicht anerkennen; will man aber einmal auf dieſe gele entlir 
Aeußerung Gewicht legen, ſo müßte daſſelbe doch ſicher in noch höherem 
Maße auf die Erklärung der Regierung bei Vorlage dieſes Geſetzes gelegt 
werden, daß der Hauptzweck deſſelben ſei, für die Koſten der Armeereorgani⸗ 
ation die nöthigen Mittel zu verſchaffen. Darauf aber iſt vom Haufe gar 
eine Rückſicht genommen. 

M. H.! Dieſer Antrag erinnert an eine Reihe früherer Anträge, die alle 
darauf abzielen, den Staatsſchatz zu leeren und die Finanzkräfte des Staates 
mu ſchwächen; er erinnert an die Verhandlungen über den Antrag der vor⸗ 
etzten Sitzung, die Erhebung der Gebäudeſteuer zu ſiſtiren; er erinnert daran, 
daß man die Eifenbahnen aus dem Staatsſchatze gebaut haben will, daß die 
Bedürfniſſe der Marine aus dem Staatsſchatze beſtritten werden ſollen und 
en mehr. Mit Recht hat dem gegenüber die Regierung in der Com⸗ 
miſſion geltend gemacht, daß der Beſtand des Staatsſchatzes durch den letzten 
Krieg jo geſchmälert fei, daß ſchon die Rückſicht auf die finanzielle Macht: 
ſtellung des Staates, vermöge welcher wir jeder Zeit in der Lage fein müſ⸗ 
ſen, außergemöhnlichen Ereigniſſen augenblicklich K uns be⸗ 
ſtinmen müßte, von ſolchen Anträgen abzuſtehen. M. H.! Preußen bedarf 
einer ſtarken Regierung (hört!) und eines Staatsſchatzez, der ihr ſtets bes 
reite Mittel in die Hand giebt. Ohne ſolche bereite Mittel hätte die Regie⸗ 
rung den letzten Feldzug nicht fo glorreich zu Ende führen können, wie es 
0 * Alles das beſtimmt mich, gegen den Antrag zu ſtimmen. (Bravo 
rechts, 
Abg. v. Hennig (für den Commiſſions⸗Antrag): Der Vorredner hat 
erklärt, Preußen bedürfe eines Staatsſchatzes. Hätte er das mit Bezug auf 
die gegenwärtige Regierung geſagt, ſo könnte ich es zugeben. Gewiß, m. H., 
die gegenwärtige Regierung, die unſer Verfaſſungsrecht mißachtet, die ein 
budgetloſes Regiment führk, die bedarf eines Staatsſchatzes, aber ein Regi⸗ 
ment, das berfafjungsmäßiz geführt wird, das bedarf in Preußen keines 
ne deen (Bravo! Sehr 1 das wird immer ſeine beſten Hilfs⸗ 
mittel haben in der Steuerkraft des Volkes, welches einer populären Regie⸗ 
rung bei einer ausbrechenden Kriſis in beſſerer und nachhaltigerer Weiſe zur 
Seite ſteht, wie jeder noch fo gefüllte Staatsſchaz. (Sehr wahr!) 
Halten wir uns an die klar vorliegenden Thatſachen, die ich mit den Worten 
des Vorredners durchaus nicht in Uebereinſtimmung bringen kann. Die 
Regierung hat bei Einbringung des Geſetzes ausdrücklich erklärt, daß die 
Veranſchlagungskoſten nur 3 Millionen betragen ſollten; dieſe Summe iſt 
aber thatſchlich um eine Million über das Doppelte überſchritten worden, 
und dieſe enorme Steigerung iſt keinesweges bewilligt, und hätte man ſie 
damals vorausgeſehen, jo würde man mit Grund annehmen können, daß die 
damals geſchehene Bewilligung überhaupt nicht erfolgt wäre. Bedenken wir 
doch, daß in dem damaligen Geſetz vom Staatsſchatze gar nicht die Rede iſt, 
aus der Staats kaſſe ſollten die Koſten bezahlt werden, und damit kann 
man doch nicht einen Hinweis auf den Staats ſchatz identificiren wollen? 
Welch eine offene Ungerechtigkeit liegt darin, von Jemandem eine neue Sleuer 
in Anſpruch zu nehmen und ihn zu gleicher Zeit die Koſten der Veranlagung 
dieſer ſelben Steuer bezahlen zu N 
als wollte man von Jemanden, der jein Chauſſeegeld bezahlt, außerdem noch 
einen Zuſchlag dazu abverlangen, wofür die Koſten des Chauſſeehauſes be: 
8 1 — 15 ihm der Einnehmer ſeine Cbauſſeeſteuer abnimmt 

eiterkeit.). 

Den Grund der Maßregel kann ich mir ſehr wohl erklaren. Die Regie⸗ 
rung bat bei der Frage nach der vorausſichtlichen Höbe der Veranſchlagungs⸗ 
koſten ſich ſagen muſſen, dieſelden würden fo groß werden, daß ihre Zinſen 
einen großen Theil der neuen Steuer ſelbſt verſchlingen würden, und aus 
dieſem Grunde hat ſie die Koſten dem Lande auferlegt. Daß aber eine 
Maßregel ohne Weiteres dadurch und deshalb ae iſt, weil fie dem 
Staate Geld einbringt, kann ꝛdoch kein Menſch behaupten. Wenn der 
Abgeordnete Mitſchke geſagt bat, die Grundsteuer ſtehe feſt, die Armee: 


aſſen (Sehr wahr!), das wäre gerade fo, Ra 
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dirlon: H abe Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
2 — a die Neun, ode Sonntag und Montag 


einmal an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Freitag, den 19. Mai 1865. 


reorganiſation ſtehe aber noch nicht feſt, fo habe ich das allerdings nur 
mit Freuden begrüßen können. Freilich hat derſelbe Abg. einen Antrag 
feiner Parteigenoſſen unterſchrieben, worin ausdrücklich erklärt wird, die Re⸗ 
organiſation ſtehe für alle Ewigkeit feſt und ſei nicht mehr zu ändern. Ich 
freue mich aber aufrichtig, daß er ſich in dieſer Beziehung eines Beſſeren 
überzeugt hat. (Heiterkeit) Wie die Schultern der Regierung durch Ans 
nahme unſeres Antrages irgend wie belaſtet werden ſollen, habe ich nicht 
recht begreifen können; es iſt ja doch immer das Land, welches alle Koſten 
trägt, was alſo die Regierung daran trägt, ſehe ich nicht. (Heiterkeit. ) 
Meine Herren! Durch diefen Antrag ſchaffen Sie einer zur Zeit ſchwer be⸗ 
drückten Klaſſe, den kleinen Grunpbefigern, Erleichterung von der Laſt der 
Steuern. Ich bitte Sie, nehmen Sie den Antrag an. (Bravo.) 

Abg. Stübner (gegen den Commiſſions⸗Antrag): Er könne die Berech⸗ 
tigung der Gründe nicht einſehen, ein vom Hauſe einmal anerkanntes Geſetz 
wieder in Frage zu ſtellen. Um Popularität ſei es ſeiner Partei nicht zu 
thun, und er werde auf ſolchen Grund hin niemals einem Antrage ſich an⸗ 
ſchließen, den er nicht für gerechtfertigt halte. Der 10 gehe darauf hin⸗ 
aus, durch das Erwecken einer Hoffnung, die doch nicht erfüllt werden würde, 
mit Bewußtſein Unfrieden im Lande hervorzurufen. F 

Ein Antrag des Abg. Häbler auf Schluß der Discuſſion wird ange⸗ 
nommen. 

Abg. v. Benda (als Antragſteller): Wir legen wobl Alle ein großes 
Gewicht auf die uns verfaſſungsmäßig zuſtehende Initiative in der Geſet⸗ 
gebung, vor allem bei Steuergeſetzen. Der Ihnen vorgelegte Entwurf iſt 
ein Steuergeſetz⸗Entwurf, und ich kann es nur bedauern, wenn dieſe Ini⸗ 
tiative von der Tribüne herab mit dem unerfreulichen Ausdruck einer Cabi⸗ 
netspolitik belegt worden iſt. Was den Vorredner betrifft, fo hat er ſich 
darauf berufen, daß ſeine Abſtimmung gegen den Antrag ſeine Popularität 
nicht beeinträchtigen werde. Ich kann ihm darin beiftimmen, ich glaube auch 
nicht, daß feine Popularität leiden wird. (Heiterleit) Schon bei Bera⸗ 
thung des Geſetzes über die Grundſteuer bin ich entſchieden für Uebernahme 
der Koſten durch den Staat aufgetreten. Die Frage, welche man ſich bei 
jeder Steuerveränderung vorzulegen bat, iſt nur die, ob die Aenderung eine 
billige oder gerechte iſt. Wenn die Aenderung eine vorhandene Unbilligkeit 
beſeitigt, ſo kann es doch keinen Grund dagegen abgeben, weil es überhaupt 
eine Aenderung iſt. Im Jahre 1861 war man allſeitig damit einverſtan⸗ 
den, daß die Uebernahme der Koſten Sache des Staates ſei, und Jedermann 
kann ſich überzeugen, daß der damalige Beſchluß nur in Rückſicht auf die 
weſtlichen Provinzen gefaßt worden iſt. Herr v. Patow hatte bei der Bera⸗ 
tbung im Herrenhauſe die Verſicherung abgegeben, daß die Koſten auf die 
Staatskaſſe übernommen werden ſollten, wenn die Gebäudeſteuer mehr ein⸗ 
tragen würde, als berechnet ſei. Die Gebäudeſteuer ergiebt nun einen be⸗ 
deutend höheren Ertrag, und die Bedingung, welche Herr v. Patow damals 
binftellte, iſt eingetreten. Die Koſten haben ſich aber ſtatt auf 3 Millionen, 
auf 7 Millionen geſtellt, und wenn die Regierung eine ſolche Summe ſchon 
bei der Berathung des Geſetzes in Ausſicht geſtellt hätte, jo würde ſich 
ſchwerlich eine Majorität für daſſelbe gefunden haben. Der Antrag iſt nach 
allen Seiten hin gerechtfertigt, und ich glaube auch, daß gegenwärtig der 
geeignete Zeitpunkt für denſelben iſt. Der Antrag hat die Natur, daß er 
alljährlich wiederholt werden kann und muß, und ich bitte um einſtimmige 
Annahme deſſelben. (Bravo! 

Reg.⸗Comm. Geh. Rath Bitter: Ich will nur Namens des abweſenden 
Herrn m m ro die Erklarung abgeben, daß die Staatsregierung fi 
nicht in der Lage befindet, dem vorgelegten Geſetzentwurf ihre Zuſtimmung 
in Ausſicht zu ſtellen. 

Berichterſtatter Abg. Schiebler: Ich habe kein Motiv aa den Ans 
trag vernommen, nur allgemeine Aeußerungen: man ſolle nicht jo ſchnell mit 
Geſetzesveränderungen vorgehen u. . w. Ich wünſchte, man wäre früher 
auch dieſer Anſicht geweſen; es wäre für das Land ſehr heilſam geweſen, 
wenn man dieſer 3 in den Jahren 1850 und 1851 gefolgt wäre (Seht 
wahr!). Der Antragſteller hat mit feinen Anträgen keine Politik machen 
wollen, den Antrag nicht geſtellt, um der Regierung Mittel zu entziehen, 
und den Staatsſchatz zu verringern, ſondern um ein Werk der Gerechtigkeit 
zu üben. Die Anſicht der Commiſſion über das Amendement Reichenſperger 
könne er nicht mittheilen, er für feine Perſon halte daſſelbe für ebenſo aus⸗ 
führbar, wie gerecht. Bei der hierauf folgenden Abſtimmung wird der Ges 
fegentwurf in feinen 3 88 und demnächſt im Ganzen mit großer Majorität 
angenommen. Das Amendement Rö ichenſperger wird mit geringer Maſo⸗ 
rität verworfen. Der letzte Gegenſtand der T.⸗O. iſt der ericht der ver⸗ 
einigten Commiſſtonen für Handel und Juſtiz über den Geſetzentwurf, bes 
Bee die Gerichtsbarkeit der Conſuln. Dieſer Geſetzentwurf iſt in 
Folge eines Antrages der Budget⸗Commiſſton von der Regierung im ver⸗ 
gangenen Jahre dem Herrenhauſe vorgelegt, dort berathen, im Abgeordneten⸗ 
hauſe indeſſen wegen des Schluſſes der Seſſion nicht mehr zur Erledigung 
gekommen. Die Staatsregierung hat den Geſetzentwurf nunmehr, unter Be⸗ 
rückſichtigung der im Herrenhauſe beſchloſſenen Aenderungen, dem Abgeord⸗ 
netenhauſe vorgelegt. Die Commiſſionen empfehlen die Annahme des Ges 
ſetzentwurfes, mit mehreren von ihnen beſchloſſenen Abänderungen. 

Eine große Zahl von Amendements iſt geſtellt worden von den Abgeord⸗ 
neten Dr. Lette, Eberty, Maibauer und Lasker. Dieſelben werden 
verleſen und ausreichend unterſtützt. Zur Einleitung der allgemeinen Dis⸗ 
cuſſion ergreift das Wort der Referent Abg. Kannegieß er. Ich bitte zu bes 
denken, daß die Conſular⸗Gerichts barkeit nicht begründet und enthalten iſt in der 
preußiſchen Landeshoheit, ſondern daß ſie ein . — iſt, das durch Staats⸗ 
verträge von den Souveränen des Orients an Preußen ertheilt iſt. Der Geſetzent⸗ 
wurf hat ſich mit der auswärtigen Conſular⸗Geſetzgebung in Einklang zu 
ſetzen geſucht. Die Commiſſion hat auch die Frage wegen Verſtärkung des 
richterlichen Elements in Berathung gezogen, die Regierung hat indeſſen alle 
dahin gehenden Amendements für unannnehmbar erklärt und die Com mif⸗ 
ſion ſtand vor der Alternative, entweder die Abänderungen zu beſchließen, 
oder das Zuſtandekommen des Geſetzes in Frage zu ſtellen. Angeſichts dieſet 
Eventualität hat die Commiſſion die Grund age des Entwurfes an rkannt und 
ſich darauf beſchränkt, durch Amendements die Garantie für die Rechtspflege 
und die Rechtsgleichheit zu erhöhen. Die Commiſſion glaubt, daß die Staats⸗ 
Regierung dieſen Aenderungen beitreten wird. 

7 Dr. Eberty: M. H.! Geſtatten Sie mir einige Worte gegen den 
Geſetz⸗Entwurf, wie gegen die Vorſchläge der Commiſſion und für die von 
mit eingebrachten Amendements, durch deren Annahme ſich die Bedenken 
gegen die Annahme der Commiſſionsvorſchläge erledigen werden. Nach der 
im Jahre 1862 von dem Abg. Dr, Virchow in dieſem Haufe gegebenen Anz 
regung wird demſelben erſt in dieſer Seſſion der Geſetzentwurf über die Ger 
richtsbarkeit der Conſuln vorgelegt. Es läßt ſich nicht verkennen, daß das 
Bedürfniß der geſetzlichen Regelung auf dieſem Gebiete jetzt dringender, als 
je! Was hat ſich ſeitdem ereignet? Dem Impulſe des deutſchen Volles 
folgend, haben unſere Brüder in Waffen dem Vaterlande feine Nordmarken 
wieder gewonnen, den 17 ya ann der Nation von dem fremben 
Joche befreit und auf ewig mit Deutſchland vereint. Die deutſchen Wimpel 
und Flaggen, welche jetzt ſchon alle Meere bedecken, werden in nicht ferner 
Zukunft trotz aller Mißregierung, gegen die wir jet den harten Kampf füh⸗ 
ren, auf dem Ocean eine Macht bilden. Dieſe Macht hat die Aufgabe, die 
bürgerlichen Intereſſen zu fördern, denn dieſe find die Vas Deutſch⸗ 
lands, nicht die des Abſolutismus und Feudalismus. Das Gedeihen im 
Verkehr der Menſchen hängt aber mehr, als von der Macht, von der Gerech⸗ 
tigkeit ab, und dieſe kann nur geübt werden durch unabhängige, keiner ans 
deren Autorität als der des Geſetzes unterworfenen Richter. Wir wollen die 
Unabhängigkeit der Rechtspflege allen Deutſchen, denn zuletzt muß unſere 
lotte doch eine deutſche werden, zu Gute kommen laſſen. Dies ſind die 
Rotive, welche mich bei meinen, auf Unabbängigkeit der Conſulargerichte 
hinzielenden Amendements beſtimmt haben, Die weitere Ausführung vom 
Standpunkte des Verfaſſungsrechts behalte ich mir für die Specialdebatte 
vor. M. H.! Ich bitte Sie, treten Sie den von mir vorgeſchlagenen Amen⸗ 
dements bei. Nehmen Sie dieſelben nicht an, jo würden Sie die Conſular⸗ 
gerichtsbarkeit don dem Boden der Verfaſſung loslöſen. 

Abg. Maibauer (gegen den Commiſſions⸗Antrag.) Wir können kein 
gutes Conſular⸗Gerichtsbarkeitsgeſetz machen, wenn wir nicht ein Gonfulars 
Organiſationsgeſetz baben. Ferner iſt die Bedürfnißfrage nicht fo conſtatirt, 
daß wir uns darüber ſchlüſſig machen können. Endlich iſt das Geſez un⸗ 
vereinbar mit den Grundſätzen unſerer Verfaſſung. Nimmt das Haus das 
Bedürfniß für genügend nachgewieſen an, ſo muß ein Ausweg gefunden 
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we 
keit der Conſuln würde einzuschränken fein auf zelnen Klaſſen von 
en ſein, wenn man ihnen 
Regierung iſt 
ich weiß nicht, 
reußiſcher Staatshoheit ſteht, irgend einen Regreß zu erheben. Es ift eine 

nmödglicleit, den Conſuln das Recht zum Erlaß von Polizeiverordnungen 
zu geben, und ich warne dringend, heut ſchon ein Geſetz zu machen, 


egierungs⸗Commiſſars. Die einfach berftändige Stimme, die zur 
gekommen ift, iſt die des General⸗Conſuls Ayno Quehl, 
anz entſchieden gegen das 19155 erklärt. Die Zuſtände, wie ſie jetzt beſte⸗ 
en, ſind allerdings vom geſetzlichen Standpunkte aus ſehr unleidlich, 
aber nicht ſo ſchlimm. Ich bitte deshalb, den Entwurf abzulehnen, 
die von uns geſtellten Amendements anzunehmen, 


Abe, und Mife e ih in Hi, OL der Berafng, Die Gerihtban tige ſcließen. Allerdings fei das 2 
Vergehen, die der Art. 91 bezeichnet. Dann aber müſſen die Richter Preu⸗ habe daſſelbe 


” r Be TE: * * j 
Land nur den Dänen, und nicht der 
der Herzogthümer abgenommen worden; allein die Regierung 
in Gemeinſchaft mit Oeſterreich in Beſitz, ſie habe Beſtzrechte 


evölkerun 


fo weit gebende Befugniſſe zuertheilen will. Die] der Bevölkerung und a i ber, i 0 
bekanntlich befugt, zum Conſul zu ernennen, wen fie will, und | ßiſchen x we N ene 
„wie man es machen will gegen einen Conſul, der nicht unter | Ginberu 


orderungen vor dem Abſchluß weiterer Verträge habe Preußen die 
N ung der Stände der Herzogthümer beabſichtigt. Preußen würde 
ſein Verlangen durchſetzen und ſchrecke vor den Folgen nicht 
zurück. Die Frage, ob Preußen ſeine Forderungen gemäßigt habe, könne 


d i für] verneint werden. Preußen halte alle feine Forde n pollſtän⸗ 
welches ſich bis jetzt ſachverſtändige Stimmen in fo geringem Umfange aus⸗ dig aufrecht, „ e 
eſprochen haben. Wir haben weiter nichts, als die einſeitige Erklarung des | und Handelns. 


dieſelben ſeien kein Gegenſtand des Marktens 
Preußen habe die Intereſſen des Ganzen im Auge, dem 


Geltung] gegenüber kame der Einwand der ſchleswig⸗holſteiniſchen Bevölkerung, als 
und dieſer hat ſich | eines Bruchtheiles, nicht in Betracht. e bebfegiſch 8 


Abg. Virchow: Es fei zu bedenken, daß jene Bevölkerung ein Bruch: 


fact | theil des deutſchen, nicht des preußiſchen Volkes ſei. Im Uebrigen ſcheine 
zulehnen, eventuell] aus der Kriegskoſten⸗Vorlage ſich zu ergeben, daß Oeſterreich die preußiſchen 
was eine Zurückweiſung] Forderungen ablehne. Redner wünſche zu wiſſen, ob die Regierung gleich⸗ 
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1 25 Thl. bez., 

Thl. 2 — Erb 
—57 Thl., Futterwaare 48-52 Tbl. — Nb öl loco 13% Tbl. Br. Ma 
und Mai⸗Juni 13%, Tol., Juni⸗Jali. 13% Thl. bez., Juli⸗Aug. 137, —% 
Thl. bez., Sept.⸗Olt. 13 ¼— “ Thlr. bez. — Leinbl loco 12% Thl. 
— Spiritus loco obne Faß 13¼ Thl. bez., Mat und Mai⸗Juni 13% 
2%, Thl. bez., 14 Thl. Br., 13%, Thl. Gld., Juni⸗Juli 13%, —14%, 
Tbl. bez. und Br., 14 Thl. Gld., Juli⸗Aug. 144% —% Thl. bez., Br. und 
Gld., Aug ⸗Sept. 14 — , Thl. bez., Sept.⸗Okt. 14% — /, Thl. bez., 15 
Thl. Br., 14% Thl. Gib. . 

Weizen vernachläſſigt. Das Lieferungsgeſchäft in Roggen bekundete wäh⸗ 
rend erſter Börſenſtunde bei ſehr ruhigem Geſchäft nur eine unveränderte 
Haltung gegen den geſtrigen Markt; die unbedeutende Kündigung von 9000 
Cine. und die Aufnahme, die die großere Hälfte der Scheine erfuhr, fachten 
die Stimmung jedoch ſpäter in ſolcher Weiſe an, daß wir von einer Stei⸗ 
gerung der vorderen Sichten um % Thl., der ſpäteren, bei vermehrter Leb⸗ 
haftigkeit, um % Thl. zu berichten haben. Am Schluß bemerkte man, daß 
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der Vorlage an die Commiſſion zur Folge haben möchte wohl noch die Hoffnung hege, dieſelben i ? i i i iemli 
BA: : f 5 e. ? zu realifiren? Reg.⸗Commiſſar] die Börſe ein ruhigeres Ausſehen hatte. Platzwaare fand fo ziemlichen Ab» 
IN" Regierungs-Commiffar Geh. Rath Pape: Der vorliegende Geſeßentwurf] Abeken replicirt: die Unterhandlungen mit Oeſterreich ſchwebten allerdings] satz, aber vorzugsweiſe wieder feinere Güter, während dem gegenüber die 
N 8 ſucht die Gerichtsbarkeit der Conſuln materiell und in Anſehung des Ver-] noch, böten indeſſen günſtige Ausſichten, namentlich in Bezug auf den Kieler leichtwiegenden Qualitäten ganz unbeachtet blieben. Hafer loco gedrückt und 
| fahrens zu regeln. Das Conſularweſen berubt in Preußen auf einer Aus. Hafen, auf die Heranziebung der Bevölkerung zum Dienfte auf der preußiſchen] billiger angeboten. Termine, anfangs ſlau, ſchließen fester. 
. eee und auf dem Grundfage, daß die Conſuln nicht mit | Marine und auf die freie Hafenbenutzung. (Das Reſultat der Abſtimmung, In Räböl war bei guter Behauptung nur kleiner Verkehr. Für Herbſt 
h mu Bee verſehen find, mit Ausnabme der Turkei. Japan's und China 8. die Verwerfung der Vorlage und aller Amendements ſ. im Morgenbl.) jeigte ſich zu etwas herabgeſetzten Preiſen einige Speculationsfrage. Ge, 
. miat fd. en Mane F [Schleswigſche Eiſenbahn⸗Geſellſchaft.] Mit Genehmi- 200 Eine. Spiritus bob ſich im Werthe für die näheren Sichten ungefähr 
Kr dem Umfang des Verkehre, der in den Ichten Jahren ſo ungemein geſtiegen] gung der beiden Occupationsmächte der Elbherzogthümer hat ſich die] % en e gut 1 117 Aach Ane Rü 
ift, Die größte Unvollkommenheit des bisherigen Verfahrens war der man: Direction der Schleswigſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft aus folgenden Mit⸗ Bd in Bezug auf bie S der Bortermine "aus, 
ee e a bie 5 wir Inſtan ka en gliedern des Gründungs⸗Comite's zuſammengeſetzt, um bis zur nächften 
5 Hi ettin als dritte das Obertribunal beſtimmt. Die Anſtellung bejonderer | Generalverfammlung der Actionäre zu fungiren: Prinz Biron von f : 5 
x ichter neben den Conſuln würde eine Spaltung in das Amt treiben und 8 B Börse vom 18 Mai 1865 
fein Anſehen erſchüttern. Wird die Vorlage a ſo bleibt die bisherige Kurland, R’gierungsrath Lentze, Etatsrath Renck, Baron Raphael erliner 0 
2 Gerichtsbarkeit der Conſuln beſteden, nur ohne die von der Regierung beab⸗ v. Erlanger, Rittergutsbeſitzer Guſt. Sthamer, Conſul Dreifus Fonds- und Geld-Oonrse. Elsenbahn-Stamm-Aotlen- 
4 — ten Verbeſſerungen. Denn aufgeben würde die Regierung die Gerichts⸗ und Ludwig v. Erlanger. eee eee Dünen 
eee ee wenne) deten, ein Bonfulnigefep gu meri ka. F 
5 sg das allen Anforderungen entſpreche, doch dürfe man vor dem Ver⸗ London, 17. Mai. Nachrichten aus Waſhington, 5., und 2 1888 1103 ba. 1 8 79 1 Kai ae Re 
j uche, zu einem ſolchen Geſetze zu gelangen, nicht zurückſchrecken. Der jetzige[Newyork, 6. d. M., melden: dito 1085 7% 402 be Beriim-Anhalt. 94% 1188 4 191 pa. 
Zuſtand der Conſulargerichtsbarkeit ſei unerträglich. An Material habe es Die Regierung hat nicht blos auf die Einbringung von Jefferſon dito 1867 4½ 10g ba. Berlin-Görlitz. ..| — | 4 90 55. 
. der Commiſſion, die den zur Prüfung der Vorlage beſonders befähigten Davis ſondern auch auf jene Thompſon' 3 3 5 dito 1888.43: 102 ba. dito St-Prior. . i f 4 
h 5 2 F \ 5 pſon's, Harry Clay's, Tucker's,] dito 18641414 102 ba. erlin-Hamburg| 744 |10 4 114% 02 
Abg. Siemens in ihrer Mitte pebabt, nicht gefehlt, und fie ſei zu der Ueber⸗ 3 Mitglied 55, | staats-Schuldscheine/31ß 901% ba. Berl-Potsd. Mg. 14,“ |16 la 245 ba. 
F eugung gelangt, daß die Vorlage fo, wie fie in das Haus gebracht fei, dem] Sanders“, insgeſammt Mitglieder der ſüdſtaatlichen Regierung, Preife | zräm-Anı. von 18651315 129%, de. lin- Stettin 8½ % 4 1187 ba. (l. 5) 
8 ebürfaiß entſpreche, unſeren Staatsangehörigen in fernen Landen eine geſetzt. Ear u. Nenn 01 br. Se 8. r 144% 55 | 
k dee 1 A An die Regierung von Canada iſt die officielle Aufforderung des e ba. Yöln-Minden. .. a, . e 34 . | 
1 ö anne e waſhingtoner Cabinets ergangen, die auf canadiſchem Boden befind⸗ Sn * alto Sk. i r 
*. alle Amendements. 1 g 2 r 13% — — dito St. Prior. za — n? G 
Nach dieſem Vortrage wird die Discuffion für heute geſchloſſen und bis lichen Cbefs der Conföderirten fofort auszuliefern. r en h Ber dag vad. 
E . vertagt. In Wafbington, Baltimore, Newyork und anderen großen Städten ] ur- v. Neumärk./4 19742 ba Ludwigsh.-Bexb.] 9 % 4 hal 8. 
} ließlich ertheilt der Präſident Grabow das Wort dem der Union find Conſcriptions⸗Buregu's für ein nach Mexico beſtimmtes P C Posnshe 4 Im 5 e e he 18 4 28% 8. 
1 — Ba ee dale 10 6h en ah Erpeditiongcorps eröffnet worden. =. 4 en N, r 95 „or. — —— Ah za 1 2% 81% ba 
1 ſich über eine eußerung von mir ausgelaſſen hat, die ich bei Gelegenheit Die 7.30 Anleihe iſt in zwei Tagen um dreizehn Millionen Dollars 5 ee 22 . Neisse-Briop« er. Allg rie 8 
der Militärdebatte am 4. Mai im Haufe gethan habe. Mit der Aeußerung l überzeichnet worden. e e eee ee 
2 r 2 1 8 . der ebe nicht direkt en abe ...... —— Goldkronen d. 0 6 2 Norab.Er. Wil) She % j4 5 %%% b 
nführung geht, den ich aber auch nicht recht verſtehe und auch nicht ohne „, Breslau, 19. Mai. In der am 17. d. Mts SER Tr % ba. 
i N iejt di . 8 BER 8 We zu Pofen Ausländisohe Fonds dito B. 10% fig 764% b 
rar ab > Work bes Abg. 6 a u e abgehaltenen Stadtverordneten⸗ Sitzung iſt der hieſige ſtädtiſche Bau⸗ Destern, e ® EN ee e. 5 23 10% a Sr. 
i Ne Grade unparlamentariſche Wort gebt zwar auf eine Thatſache, aber | Inſpektor Herr Stenzel zum Stadtbaurath der Stadt Poſen gewählt] dus Log A v. 60 8 891 ba. u. G. G n Sar . 4 30. Nr 
= en Sehr ch aM at) erllären: fie find entweder wahr oder | worden. an NR Ar 2 n 3 Ra 118% br 
N unwahr. ehr r 10 eiterkeit. 8 P 15 a 171, @ to Stamm- Pr.] 6 — 4 6% bz 
” Wenn die Inſinuation aber auf mich geben ſollte, jo muß ich fie mit aller“ Breslau, 19. Mai, [Diebſtable.] Geſtoblen wurden: von einem e Anı 8. Z n 
5 ndignation zurückweiſen, die ſie verdient. Der Herr Abgeordnete ſcheint mich Rollwagen ein Schock rohe Leinwand; einem Arbeitsmann zu Fiſcherau ein] Russ Engl. Anl. 1802 0% g. B 1 Mer Er ee ung 
\ Sen richtig verſtanden zu haben; ich habe don Reactionären geſprochen, die buntes Umſchlagetuch und ein weiß und ſchwarz geſtreifter Herren-Shaml; um Bol Ru 08 1755 Ey‘ 1, —— ie 8 je 124 17 
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Grund, zu ſolchen Denunciationen zu greifen. 

2 Abg. Waldeck: Ich halte es wirklich für überflüſſig, mich gegen den 

2 Vorwurf der Denunciation zu rechtfertigen. ch möchte wohl wiſſen, bei 
wem ich hätte denunciren ſollen? (Anhaltende Heiterkeit.) 


. Damit schließt die Sitzung 3% Uhr. Nächſte Sitzung Freitag 10 Uhr. 


. Tagesordnung: Fortſetzung der heutigen. 


Berlin, 18. Mai. fad e Se Mujefiit der gong haben aller: 
dende gerubt, dem kai 


nach Wittenberg begeben, um Sr. Maj. dem Könige auf der Ruͤckreiſe 
von dort aus Vortrag zu halten. 

[Der Miniſter v. Mühlerj it heute Früh vom Rhein hier 
wieder eingetroffen. 
Itzenplitz werden heute noch durch Geſchäfte in Coblenz zurückgehal⸗ 
ten und kommen deshalb erſt morgen Früh hier an. 


Abeken mit; er erklärte: 


£ n 
= Segel für die Gewährung ihrer Forderungen, dann erſt wolle ſie Ver⸗ 


genheiten, Drouyn de Lhuys, aus Anlaß des Austauſches der Ratifi⸗ | s 


n [Aus der Mittwoch⸗Sitzung der Marine⸗Commiſſion, ] hochbunter poln. 60 Thl. ab Kahn bez. 
über we de is a a i 2 Munde, . — be⸗ N 
s berichtet hat, theilen wir nur noch die Aeußerung des Reg.⸗Commiſſars] pro Mai, 
Aberen g 0 Bu 88-38 Abl. bez., Juli⸗Aug. 39% 40-39% Thl. 
Die Regierung betrachte die Erwerbung des kieler Hafens als abſolute] Sept. 40% — 4 — 4 Thl. bez., Sept.⸗Okt. 
ung jedes Arrangements. Die Regierung verlange vor allem volle] Ger ſte, A. 0 


Finnl. Pfandbriefe 2. Gproz Ver. St⸗Anl. pr. 1882 63%, Oeſterr. Banl: 


Berlin, 18. Mai. Weizen ioco 45 61 Tbl. nach Qualitat, feiner 
— Rogaen loco 80.—82pfd. 

ab Kahn und Bahn bez., 81—82pfd. 38 Thl. frei Müble bez., 
Frübjahr und Mat⸗Jun 37% 38, — , Tbl. be, g. 
+ . 8 


Heine 20 110 Er en © 
und kleine 29 —35 Thl. pr. 175 N r ‚loc 
25—28 oͤhmiſcher 26 Thl. u Lieferung pr. Frühjahr 25% Thl. 


Widen angeboten, 59—60-- 62 Sgr. — Oelſagten ohne Umſatz. — Lu⸗ 
pinen wenig zugeführt. — Schleſiſche Bohnen in feiner Waare ſehr geſucht. 

Schlaglein ſchwacher Umſatz. — Rapskuchen ſehr gefragt, 55 bis 
7 Sgr. vr. Ctr. 


Sgr. pr. Schff. Sar. vr. Schf. 
Weißer Weizen, alter 60 65—74 Erbſen > 7870 
7 f neuer 62-68 Wicken 58—60—61 
Gelber Weizen, alter 60 : 64 --69 . 45—60—75 
5 „ neuer 28 65 Bohnen . 70- 60. 92 
Erwachſener Weizen 46—50—59 Sgr. pr. Sack d 150 Pfd. Brutto. 
Roggen 444547 Schlag⸗Leinſaat. 160180190 
Gerſte 323439 Winter⸗Raps — — — 
Dafer oz 27 2930 Winter⸗Rübfen a 


16-19 Thlr., mittle 21— 23 Thlr., 


b 
„ mittle 15%%—17% Thlr., feine 18% — Thlr., hochfei 
e 
Könner ſchwacher 150 12—14% Thlr. pr. Centner. 
d 


Am 18. Mai, Nachmittags 3% Ubr, entriß uns der unerbittliche Tod 
nach langen, ſchweren Leiden unfere theure Mutter, die verwitwete Regierungs⸗ 


38 räthin Caroline Janke, geb. Eltze, im 70. Lebensjahre. Dieſe Anzeige 


widmen mit tief betrübtem Herzen Freunden und Verwandten, um ſtille 


Theilnahme bittend: 8 l 
Breslau, den 19. Mai 1865. Die Hinterbliebenen. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


